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nicht in der erforderlichen Form vor, muss der Notar da-
her die Umschreibung der Vollstreckungsklausel verwei-
gern. Vor der endgültigen Zurückweisung des Antrags 
sollte der Antragsteller jedoch auf die noch fehlenden 
Nachweise aufmerksam gemacht werden, um ihm zu er-
möglichen diese nachzureichen. Sind also die Nachträ-
ge off ensichtlich oder für den Notar off enkundig nach 
dem Beglaubigungsvermerk vorgenommen worden 
und gehen diese über redaktionelle Änderungen hinaus, 
kann die fehlende Beweiskraft der Urkunde in diesem 
Fall dazu führen, dass der Notar die Klausel nicht er-
teilen darf. Liegen nur die ursprünglichen Erklärungen 
vor, sind diese jedoch zwischenzeitlich beglaubigt wor-
den (siehe hierzu sogleich), obliegt es dem Notar zu be-
urteilen, ob sich aus diesen die Rechtsnachfolge ergibt. 
Kann die Rechtsnachfolge nicht nach § 727 ZPO nach-
gewiesen werden, verbleibt dem Gläubiger lediglich die 
Möglichkeit des §  731  ZPO, in dessen Verfahren alle 
Beweismittel zulässig sind. 

4. Nachträgliche Beglaubigung bei erloschenem 
Rechtsträger
Die nachträgliche Beglaubgigung der Unterschriften 
ist – wie bereits erwähnt – ohne Weiteres möglich. 
Bereits die Zulässigkeit der Anerkennung einer Unter-
schrift weist auf die grundsätzliche Möglichkeit hin, 
dass Unterschriftsleistung und Beglaubigungszeitpunkt 
auseinanderfallen können. Insbesondere könnte also 
die privatschriftliche – damals mit Vertretungsmacht 
erstellte – Erklärung nachträglich mit einem Beglau-
bigungsvermerk versehen werden, wenn die damaligen 
Unterzeichner vor dem Notar anerkennen, dass es sich 
hierbei um ihre Unterschriften handelt.

Auch wenn §  727  ZPO den Notar grundsätzlich ver-
pfl ichtet, die Rechtsnachfolge zu prüfen, was grund-
sätzlich auch das Bestehen der Vertretungsmacht zum 
relevanten Zeitpunkt beinhaltet, bedeutet dies nicht 
zwingend, dass die Vertretungsmacht im Zeitpunkt 
der Anerkennung der Unterschrift vorliegen muss. 
Lag die Vertretungsmacht zum Zeitpunkt der Abga-
be der privatschriftlichen Erklärung vor, dürfte dies 
grundsätzlich genügen. Denn das Anerkenntnis „vor 
dem Notar ist keine Willenserklärung, die erst mit 
dem Zugang an einen Erklärungsempfänger wirksam 
wird, sondern nur eine Tatsachenmitteilung zur Echt-
heit der Unterschrift an den Notar, sodass dieser im 
Beglaubigungsvermerk die Echtheit der Unterschrift 
nach Prüfung der Identität des Anerkennenden bezeu-
gen kann“ (OLG Köln MittBayNot 1994, 83; Winkler, 
BeurkG, 19. Aufl . 2019, § 40 Rn. 33; vgl. auch DNotI-
Report 2015, 153). Auch wenn man davon ausgeht, dass 
für die Anerkenntniserklärung – da es sich zwar um 
einen Realakt, aber auch um eine Verfahrenshandlung 
handelt – Geschäftsfähigkeit erforderlich ist (DNotI-

Report 2015, 153, 154; Staudinger/Herrler, BGB, 2017, 
§ 129 Rn. 80), ist eine Vertretungsmacht für diese Er-
klärung nach allgemeinen Grundsätzen nicht erforder-
lich. Denn die im Namen des Vertretenen abgegebene 
Erklärung ist in diesem Fall bereits abgebeben. Vor dem 
Notar wird lediglich eine Erklärung des Inhalts abge-
geben, dass dies die Unterschrift des Unterzeichners 
sei; diese Erklärung ist keine Willenserklärung, deren 
Folgen den Vertretenen treff en, sondern eine Wissens-
erklärung über eigenes Wissen des Unterzeichners. 
Dass im Beglaubigungszeitpunkt mangels Existenz des 
Rechtsträgers keine Vertretungsmacht mehr vorliegt, ist 
daher aus unserer Sicht unschädlich.

BGB §§ 2325, 2346 Abs. 2 
Pfl ichtteilsverzicht; Schenkung i. S. d. Pfl icht-
teilsergänzungsrechts 

I. Sachverhalt
Ehemann M und Ehefrau F sind im gesetzlichen Gü-
terstand deutschen Rechts miteinander verheiratet und 
haben eine gemeinsame Tochter (T). Der Ehemann hat 
einen vorehelichen Sohn (S).

Das gesamte Vermögen der Ehegatten steht im Eigen-
tum der Ehefrau. Der Ehemann hat seine Ehefrau zur 
Alleinerbin eingesetzt, die Ehefrau hat die Tochter T 
zur Alleinerbin eingesetzt. Der Ehemann möchte nun 
auf sein Pfl ichtteilsrecht am Nachlass der Ehefrau ohne 
Gegenleistung verzichten.

II. Frage
Liegt in dem Pfl ichtteilsverzicht von M eine Schenkung 
i. S. d. § 2325 BGB, die wiederum zu Pfl ichtteilsergän-
zungsansprüchen seines Sohnes S führen könnte?

III. Zur Rechtslage
1. Berechnung des Pfl ichtteils
Gem. §  2311 Abs.  1 S.  1 BGB wird der Berechnung 
des Pfl ichtteils der Bestand und Wert des Nachlasses 
zur Zeit des Erbfalls zu Grunde gelegt. Dabei ergibt 
sich der Nachlassbe stand aus der Diff erenz der im Zeit-
punkt des Erbfalls vorhandenen Aktiva und Passiva 
des Nachlasses (vgl. nur BeckOK-BGB/Müller-Engels, 
Std.: 1.5.2021, § 2311 Rn. 2).

Im vorliegenden Fall wäre daher das gesamte Vermö-
gen, das zum Zeitpunkt des Erbfalls des Ehe mannes 
vorhanden ist, zur Pfl ichtteilsberechnung seines Soh-
nes heranzuziehen. Dazu zäh len nicht nur die bereits 
vorhandenen Vermögenswerte, sondern alle vermö-
gensrechtlichen Positionen oder Beziehungen, die der 
Erblasser noch zu seinen Lebzeiten eingeleitet hat, die 
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aber erst mit seinem Tod oder nach seinem Tod end-
gültige Rechtswirkungen entfalten (Staudinger/Herzog, 
BGB, 2015, § 2311 Rn. 25). Im vorliegenden Fall wären 
daher die Nachlassgegenstände, die sich im Eigentum 
des Ehemannes befi nden, mit ihrem Verkehrs wert zum 
Zeitpunkt des Erbfalls in die Berechnung des Pfl icht-
teils des Sohnes einzustellen.

2. Verzicht auf das Pfl ichtteilsrecht und Schenkung
Hat der Erblasser zu Lebzeiten Vermögensgegenstän-
de aus seinem Nachlass ausgegliedert, so können in-
soweit Pfl ichtteilsergänzungsansprüche nach den 
§§ 2325 ff . BGB in Betracht kommen.

Voraussetzung dafür ist das Vorliegen einer rechtsgül-
tigen Schenkung. Der Schenkungsbe griff  im Rahmen 
des § 2325 BGB stimmt nach allgemeiner Ansicht mit 
dem der §§ 516 Abs. 1, 517, 1624 BGB überein (vgl. nur 
MünchKommBGB/Lange, 8. Aufl . 2020, § 2325 Rn. 17 
m. w. N.). Daraus folgt zum einen, dass der Empfänger 
objektiv aus dem Vermögen des Erblassers be reichert 
sein muss und zum anderen auf der subjektiven Ebene, 
dass Zuwendender und Empfänger darüber einig gewe-
sen sein müssen, dass die Zuwendung ganz oder teil-
weise unentgeltlich erfolgt (MünchKommBGB/Lange, 
§ 2325 Rn. 17 m. w. N.).

Da es um die Ausgliederung eines dem Vermögen des 
Erblassers bereits zurechenbaren Vermögenswertes 
geht, wäre dem Ehemann ein ihm bereits zu Lebzei-
ten angefallener Pfl icht teilsanspruch (vgl. §  2317 
Abs. 1 BGB) als Vermögenswert zuzurechnen. Würde er 
auf den bereits entstandenen Pfl ichtteilsanspruch ohne 
Gegenleistung verzichten (nach Entstehung des Pfl icht-
teilsanspruchs kommt insoweit ein Erlassvertrag i. S. v. 
§  397  BGB in Betracht), könnte insoweit eine Schen-
kung anzunehmen sein, die zu Pfl ichtteilsergänzungs-
ansprüchen i. S. d. §§ 2325 ff . BGB führen könnte.

Anders ist dies hinsichtlich eines Verzichts auf einen 
künftigen Erb- oder Pfl ichtteil im Rahmen eines Erb- 
oder Pfl ichtteilsverzichtsvertrages i. S. v. § 2346 BGB. 
Hier wird nicht auf ein bereits entstandenes Recht, son-
dern auf einen künftigen Anspruch verzichtet. Nach 
§  517  BGB liegt eine Schenkung nicht vor, wenn je-
mand zum Vorteil eines anderen einen Vermögens-
erwerb unterlässt oder auf ein angefallenes, noch nicht 
endgültig erworbenes Recht verzichtet oder eine Erb-
schaft oder ein Vermächtnis ausschlägt. Im Hinblick 
auf die Wertung des §  517  BGB wird auch der Ver-
zicht auf einen künftigen Erbteil oder Pfl ichtteil i. S. v. 
§ 2346 BGB von der Vorschrift erfasst und stellt damit 
keine Schenkung dar (so z. B. MünchKommBGB/
Koch, 8.  Aufl . 2019, §  517 Rn.  5; BeckOGK-BGB/
Harke, Std.:  1.4.2021, §  517 Rn.  8). Hierfür spricht, 

dass der Erb- oder Pfl ichtteilsverzicht i. S. v. §  2346 
BGB von einem Rechtserwerb noch entfernter ist als 
der in § 517 BGB explizit genannte Fall der Ausschla-
gung einer angefallenen Erbschaft oder eines angefalle-
nen Vermächtnisses. Der Erb- oder Pfl ichtteilsverzicht 
i. S. v. § 2346 BGB bedeutet damit inhaltlich nicht die 
Aufgabe eines Rechts, sondern lediglich eine Maßnah-
me, mit der sich der Verzichtende zu einem künftigen 
Rechtserwerb außer Stande setzt (BeckOGK-BGB/Har-
ke, § 517 Rn. 8).

3. Ergebnis
Der Verzicht auf das Pfl ichtteilsrecht i. S. v. §  2346 
Abs. 2 BGB löst keine Pfl ichtteilsergänzungsansprüche 
aus. Dies lässt sich mit der Wertung des § 517 BGB be-
gründen, wonach das Unterlassen eines künftigen Ver-
mögenserwerbs nicht als Schenkung anzusehen ist.
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